Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 


Drucksache 10/6802 


21.01. 87 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Große Anfrage der Abgeordneten Frau Dr. Hartenstein, Dr. Hauchler, 
Bachmaier, Bamberg, Frau Biunck, Duve, Dr. Hauff, Kiehm, Lennartz, Müiler 
(Düsseldorf), Müntefering, Reuter, Schäfer (Offenburg), Stahi (Kempen), Frau Weyei, 
Kißiinger, Jansen, Wolfram (Recklinghausen), Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 1 0/6075 — 


Volkswirtschaftliche Verluste durch Luftverschmutzung 


Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit- Kab - Pari 1121/86 - hat mit Schreiben vom 21, Januar 1987 
namens der Bundesregierung die Große Anfrage wie folgt beant- 
wortet: 

Vorbemerkung 

Der sorgsame Umgang mit den natürlichen Ressourcen, der 
Schutz von Luft, Boden, Gewässern, Pflanzen und Tieren sowie 
eine sparsame Energienutzung ist gerade für ein dichtbesiedeltes, 
hochindustrialisiertes und rohstoffarmes Land wie die Bundes- 
republik Deutschland unabdingbar. Umweltschutz bietet zugleich 
wesentiiche Voraussetzungen zur langfristigen Sicherung der 
Produktionsgrundlagen und zur Erhaltung einer fortschrittiichen 
imd wettbewerbsfähigen Wirtschaft. Umweltpolitik ist somit in 
mehrfacher Hinsicht Langzeitökonomie. 

Während allerdings die mit der Durchführung von Umweltschutz- 
maßnahmen verbundenen finanziellen Aufwendungen zumindest 
größenordnungsmäßig bekannt sind, liegen entsprechende An- 
gaben über gesamtwirtschafüiche Kosten der Umweltverschmut- 
zung - auch im internationalen Bereich - nicht in umfassender 
imd methodisch gesicherter Form vor. Bei bislang durchgeführten 
Forschungsvorhaben handelt es sich vorwiegend um erste, noch 
sehr grobe Schätzungen oder um Püotprojekte. 

Zur Schaffung einer verläßhchen Datenbasis hat die Bundesregie- 
rung im Jahr 1984 die Initiative ergriffen und ein Schwerpunktfor- 
schungsprogramm „Kosten der Umweltverschmutzung (Nutzen 



Drucksache 10/6802 


Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


der Umweltpolitik)" eingerichtet, das bis 1988 abgeschlossen wer- 
den soll. 

Erschwert wird die Bewertung von Umweltschäden als volkswirt- 
schaftliche Verluste durch die gegenwärtig noch immer lücken- 
haften Kenntnisse über äußerst komplexe naturwissenschaftliche 
Wirkungsketten und präzise Dosis-/Wirkungsbeziehungen. 

Vor diesem Hintergrund können die durch Luftverunreinigimgen 
entstehenden volkswirtschaftlichen Verluste gegenwärtig nicht 
mit gesicherten Zahlen beziffert werden. Die häufig zitierte, noch 
aus den 70er Jahren stammende Schätzimg der OECD, in der die 
jährlichen Umweltschäden in den industrialisierten Ländern zwi- 
schen 3% und 5% des Bruttosozialproduktes vermutet werden, ist 
für eine aktuelle fundierte Darstellung der durch Luftverunreini- 
gimgen verursachten gesamtwirtschaftlichen Schäden in der Bun- 
desrepublik Deutschland nicht verwertbar, da es sich bei diesen 
Schätzungen um pauschale und teüweise nicht nachvollziehbare 
Annahmen mit groben Bewertungsansätzen handelt. 

Einzelne, für enggefaßte Fragestellungen durchgeführte Püot- 
studien auf allerdings noch unsicherer methodischer Basis geben 
Anlaß zu der Vermutung, daß häufig der Nutzen umweltent- 
lastender Maßnahmen deren Kosten übersteigen dürfte. Diese 
ersten Erkenntnisse bedürfen der Untermauerung durch weitere 
Forschungsanstrengungen, bevor solide Angaben über die ge- 
samte Volkswirtschaft möglich sind. 

Obwohl in die Vorbereitung umweltpolitischer Entscheidungen 
zukünftig vermehrt auch der Aspekt der monetären Nutzen 
umweltverbessemder Maßnahmen einzubeziehen sein wird, darf 
die Umweltpolitik nicht kurzfristigem Kosten-Nutzen-Kalkül 
unterworfen sein. 

Die Bundesregierung hat deshalb bereits mehrfach das Vorsorge- 
prinzip als primäre Handlungsanleitung hervorgehoben und die- 
ses Prinzip durch die seit 1982 für alle Bereiche der Umwelt 
ergriffenen Maßnahmen mit Inhalten erfüllt. 


/. Allgemeine fragen 

1. Welche Untersuchungen und Maßnahmen hat die Bimdesregierung 
eingeleitet, um die volkswirtschaftlichen Verluste der Luftver- 
schmutzimg in der Bimdesrepublik Deutschland zu erfassen? 


Zur Verbesserung des Kenntnisstandes und zur Schaffimg einer 
verläßlichen Datenbasis hat die Bimdesregierung im Jahr 1984 
das Schwerpunktforschungsprogramm „Kosten der Umweltver- 
schmutzung" eingerichtet. Ergebnisse daraus werden bis 1988 
erwartet. 

Zur Vorbereitung dieses Programms hat der Bundesminister des 
Innern am 12. tmd 13, September 1985 das Symposium „Kosten 
der Umweltverschmutzung" durchgeführt. In- und ausländische 
Experten bestätigten hier nachdrücklich, daß im Bereich der 
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Kosten der Umweltverschmutzung noch erhebhche Grundlagen- 
forschung notwendig ist. Der von der Bxmdesregierung eingerich- 
tete Forschungsschwerpunkt wurde deshalb ausdrückhch be- 
grüßt. 

Die konkreten Forschungsvorhaben wurden in einer Forschungs- 
leitgruppe festgelegt, der neben dem Bxmdesminister für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit, dem Umweltbundesamt und 
dem Statistischen Bundesamt tmabhängige Vertreter der Wissen- 
schaft angehören. 

Neben diesem Forschimgsprogramm, dessen Schwerpimkt auf 
der modellmäßigen Erfassung von Umweltschäden beruht, hat die 
Bundesregienmg mit der Waldschadenserhebung, die seit 1982 
jährhch durchgeführt wird, die erste bundesweite physische Scha- 
denserhebung eingerichtet, die auch international beispielgebend 
ist. 

Ansätze zu weiteren physischen Schadenserhebxmgen werden 
z. Z. in den Bereichen Bauwerke tmd historische Denkmäler aus- 
gebaut. 


2. Wie hoch veranschlagt sie diese Kosten insgesamt? In welchem 
Verhältnis stehen dazu die bisherigen privaten und öffentlichen 
Aufwendimgen zur Luftreinhaltimg? 

Erhebungen über die durch Luftverunreinigtmgen verursachten 
Kosten insgesamt hegen zur Zeit weder für die Bundesrepublik 
Deutschland noch für andere Industrieländer vor. 

Ergebnisse verschiedener, zu speziellen Fragestellungen durch- 
geführten Püotstudien lassen sich wegen methodischer Unter- 
schiede nicht vergleichen und wegen empirischer Probleme nicht 
zu gesamtwirtschafthchen Größen hochrechnen. 

Die Bundesregierung hält eigene Hochrechnungen auf der Basis 
dieser sehr lückenhaften Ergebnisse zu gesamtwirtschafthchen 
Zahlen derzeit nicht für vertretbar. Andererseits nimmt sie die in 
der Anfrage zitierte Pubhkation mit Interesse zur Kenntnis und 
sieht die verstärkte Befassung von Autoren mit einem so schwieri- 
gen Thema auch als ein Ergebnis des von ihr 1985 durchgeführten 
Symposiums „Kosten der Umweltverschmutzung". 

Eine fundierte Relation zu den privaten und öffenthchen Aufwen- 
dungen für Luftreinhaltemaßnahmen kann z. Z. nicht angegeben 
werden. 


3. Welche Konzepte aus dem In- imd Ausland sind der Bimdes- 
regierung bekannt, nach denen in die Volkswirtschaftliche Gesamt- 
rechnimg u. a. auch die Verändenmg der Umweltsituation einzube- 
ziehen ist? 


Im In- imd Ausland wurde in den letzten Jahren eine Vielzahl von 
Konzepten zur Einbeziehung von Umweltaspekten in die Volks- 
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wirtschaftliche Gesamtrechnung diskutiert. Von Bedeutimg sind 
dabei insbesondere folgende Ansätze: 

1. Erweiterte Darsteüimg der schon jetzt in den Gesamtrechnim- 
gen erfaßten monetären Transaktionen, die im Zusammenhang 
mit Verändenmgen der natürhchen Umwelt durch Wirtschafts- 
aktivitäten stehen (z. B. Ausgaben für den Umweltschutz). Dies 
heße sich durch tiefere Aufghederung der in den Gesamtrech- 
nungen ausgewiesenen wirtschafthchen Vorgänge erreichen, 
ohne die Konzepte der volkswirtschafthchen Gesamtrechmm- 
gen zu ändern. 

2. Verknüpfxmg der um umweltrelevante monetäre Transaktio- 
nen erweiterten volkswirtschafthchen Gesamtrechnungen mit 
nicht-monetären Daten zur Umweltquahtät (z. B. über Emissio- 
nen der einzelnen Wirtschaftsbereiche). Dies ist prinzipieU 
ohne- konzeptioneUe Änderungen der Gesamtrechnungs- 
systeme mögüch. Es bedarf dabei ledigUch einer Ergänztmg 
der in den volkswirtschafthchen Gesamtrechnungen darge- 
stehten monetären Transaktionen um nicht-monetäre An- 
gaben. 

3. Bewertung der durch wirtschafthche Aktivitäten veränderten 
Umwelt, die zimächst nur mit nicht-monetären Maßgrößen 
erfaßbar sind. Die bewerteten Größen ergänzen bzw. modifi- 
zieren die anderen monetären Größen der volkswirtschafth- 
chen Gesamtrechnungen. Vorschläge dieser Art bedeuten 
wesenthche konzeptionehe Änderungen des Gesamtrech- 
nungssystems. 

4. Entwicklung eines Systems von Umweltindikatoren außerhalb 
der volkswirtschafthchen Gesamtrechnungen. Diese Indikato- 
ren stehen Veränderungen der Umweltsituation in monetären 
und nicht-monetären Größen dar und zeigen vor ahem die 
Umweltsituation in tiefer regionaler Aufghederung. 

Nur geringe theoretische Probleme ergeben sich bei den beiden 
ersten Vorschlägen. Derartige zusätzhche Aufghederungen tmd 
ergänzende Darstehungen würden auch keine größeren konzep- 
tionehen Änderungen im System der volkswirtschafthchen Ge- 
samtrechnimgen bedeuten. Schwerwiegende theoretische Pro- 
bleme ergeben sich bei dem dritten Konzept der Bewertung von 
nicht-monetären Maßgrößen für die Umweltquahtät. In noch stär- 
kerem Maße ergeben sich theoretische Probleme bei der Erstel- 
lung von Umweltindikatoren. Sowohl die Auswahl von Einzelindi- 
katoren als auch die Aggregation zu lunfassenderen Indikatoren 
für größere Regionen oder für Aussagen über ein Umweltmedium 
insgesamt werfen Fragen auf, die noch nicht gelöst sind. 

Die Arbeiten an einer Darstehung der Wechselbeziehungen von 
natürhcher Umwelt und Wirtschaft im Rahmen der volkswirt- 
schafthchen Gesamtrechnimgen wurden in den letzten Jahren 
verstärkt. So wird seit 1984 im Statistischen Bundesamt in Zusam- 
menarbeit mit anderen Institutionen an der Erstehung eines Sub- 
systems der volkswirtschafthchen Gesamtrechnungen gearbeitet, 
das entsprechend der beiden ersten geschilderten Konzepte Auf- 
teilimgen und Ergänzungen der Gesamtrechmmgen vorsieht. 
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4. a) Welche Erkenntnis hat die Bundesregierung über Art und Höhe 
von Schadensersatzforderungen gegenüber privaten und öffent- 
lichen Verursachern der Luftverschmutzung? 
b) Wie steht die Bundesregierung zu einer Umkehrung der Beweis- 
last bei Umweltschäden nach der Entscheidung des Bundesge- 
richtshofes vom 18. September 1984 und der japanischen Recht- 
sprechung? 

Zu a) 

Bislang sind vier Verfahren anhängig gemacht worden, in denen 
Waldbesitzer von der Bundesrepublik Deutschland u. a. aus den 
Gesichtspunkten des enteignungsgleichen Eingriffs und der 
Amtspflichtverletzung einen Ausgleich für angeblich schädi- 
gende Auswirkungen der Luftverschmutzung am Waldbestand 
ihrer Grundstücke verlangen. Die bezifferten Klageforderungen 
bewegen sich zwischen 4 056 DM {Waldgröße 1,69 ha) und 
250000 DM (Waldgröße 1 521,6 ha). 

ln drei Verfahren liegen Urteüe vor: Das Oberlandesgericht Köln 
(NJW 1986, 589) hat die Berufung gegen das klageabweisende 
Urteil des Landgerichts Bonn (NJW 1985, 71) - rechtskräftig - 
zurückgewiesen. Bei den Landgerichten Augsburg und Stuttgart 
anhängig gemachte Klagen sind in erster und zweiter Instanz 
abgewiesen worden; gegen die entsprechenden Urteile der Ober- 
landesgerichte München (VersR 1986, 871) und Stuttgart (Az. 1 u 
38/86) haben die Kläger Revision beim Bundesgerichtshof einge- 
legt. Ein weiteres Verfahren ist beim Landgericht Offenburg an- 
hängig. 

Neben gegen den Staat gerichtete Klagen werden nach Pressebe- 
richten auch Rechtsstreitigkeiten gegen Anlagenbetreiber 
geführt, die für die Entstehung von Waldschäden verantwortlich 
gemacht werden, ln einem dieser Verfahren ist der Bundesrepu- 
blik Deutschland der Streit verkündet worden. 

Über privatrechtliche Schadensersatzansprüche nach § 823 BGB 
hat die Rechtsprechung daneben u. a. auch bei Schadstoffimmis- 
sionen (Rußeinwirkung, Staubentwicklung, Abgase) aus dem 
nachbarlichen Bereich entschieden. 

Eine Umfrage bei Landesjustizverwaltungen und Gerichten hat 
ergeben, daß in solchen Fällen vorwiegend Ersatz für Lackschä- 
den an PKW, weniger für Gesundheitsschäden oder Schäden an 
landwirtschaftlich genutzten Grundstücken gefordert wird. Nach 
der Umfrage überschritt der Streitwert nur in zwei Fällen den 
Betrag von rund 5 000 DM und erreichte Beträge von 8 000 DM 
bzw. 15 000 DM. Zahlenmäßig scheinen diese Verfahren eine eher 
geringe Rolle bei den Gerichten zu spielen. 

Zu b) 

Der Bundesgerichtshof hat bereits in früheren Entscheidungen 
dem Anspruchsteller, der aus unerlaubter Handlung Ersatz für die 
Schadensfolgen von ihn treffenden Emissionen begehrt, wegen 
der regelmäßig erheblichen Beweisschwierigkeiten für den tatbe- 
standsmäßigen Nachweis des ursächlichen Zusammenhangs zwi- 
schen Emission und Rechtsgutverletzung Beweiserleichterungen 
zugute kommen lassen (vgl. BGHZ 70, 102; BVGH NJW 1983, 
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2935). In seiner Entscheidung vom 18. September 1984 hat der 
Bimdesgerichtshof nun ausgeführt, daß in solchen Streitfällen 
auch hinsichüich der Rechtswidrigkeit und des Verschuldens die 
allgemeinen Grundsätze der Verteilimg der Beweislast im Rah- 
men von dehktischen Schadensersatzansprüchen durchbrochen 
werden können. Der Bundesgerichtshof ist hier in Anlehnung an 
die Rechtsprechung zur Darlegungs- und Beweislastverteilung 
bei Ansprüchen aus § 906 Abs. 2 BGB (BGH WM 1971, 276, 280; 
BGH NJW 1976, 797) sowie in Fortführung der von ihm entwickel- 
ten Grundsätze für eine Beweislastumkehr in den FäUen der 
Produkthaftung der Auffassung, daß es Sache des beklagten 
Enuttenten ist darzutim und zu beweisen, daß die von seinem 
Grundstück ausgehenden Emissionen sich im Rahmen einer orts- 
übhchen Benutzung seines Grundstücks gehalten haben und daß 
er die ihm wirtschaftlich zumutbaren Vorkehrungen getroffen hat, 
um eine Schädigung von Rechtsgütern des Klägers zu verhindern. 
Nach Auffassimg der Bundesregierung ermöghcht die Rechtspre- 
chxmg in diesen Fällen von Rechtsgutverletzungen durch Schad- 
stoffimnüssionen sachgerechte und praxisnahe Lösungen. 

In der japanischen Rechtsprechung finden ähnhch weitgehende 
Grundsätze, wie sie die deutsche Rechtsprechung zur Beweislast- 
verteilung bei Schäden durch Schadstoffemissionen entwickelt 
hat, keine Anwendung. Grundsätzhch hat nach japanischem 
Recht der Geschädigte als Kläger und Anspruchsteller die 
anspruchsbegründenden Tatsachen zu beweisen. Japanische 
Gerichte haben in einigen FäUen den Geschädigten Beweiser- 
leichterungen zugestanden, die den von unserer Rechtsprechung 
entwickelten Grundsätzen über den Anscheinsbeweis nahe kom- 
men. Darüber hinaus wird teilweise nicht der naturwissenschaft- 
hche Nachweis der Kausahtät zwischen Emission und Schaden 
verlangt, sondern der Nachweis für ausreichend gehalten, daß 
eine Zunahme der Emissionen zu größeren Schädigungen führt 
oder führen würde. 

Im Ergebnis bleiben damit die in diesem Zusammenhang von der 
japanischen Rechtsprechung entwickelten Grundsätze hinter den 
von der deutschen Rechtsprechung entwickelten Grundsätzen 
zurück. 

Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit hat im Rahmen des Umweltforschungsplans 1986 im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister der Justiz ein Gutachten zu dem 
Thema „Privatrecht und Umweltschutz“ vergeben, das u. a. auch 
die angesprochene Problematik des Haftungsrechts und seiner 
evtl. Weiterentwicklungsbedürftigkeit behandeln wird. 


//. Fragen zu einzelnen Schadensbereichen der 
Luftverschm utzung 

Die nachstehenden Fragen möge die Bundesregierung insbesondere 
unter folgenden Gesichtspunkten beantworten: 

— Einkommens- und Vermögensverluste im privaten und öffentlichen 
Sektor, 
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— Kosten zur Ermittlung, Milderung und Beseitigung von Schäden im 
privaten und öffentlichen Sektor, 

— Auswirkungen auf das Preisniveau, 

— unter Beachtung der Schadensentwicklung während der letzten 
fünf Jahre und 

— der Schadenserwartung für die nächsten fünf Jahre. 

Soweit möghch, sind die Angaben nach Bimdesländem und besonderen 
Problemregionen zu differenzieren. Zur Verdeutlichung von Zusam- 
menhängen sind auch ausländische Untersuchimgen heranzuziehen. 

1. Forst- und Holz Wirtschaft 

a) Welche Erkenntnisse hegen der Bundesregierung über Einbußen 
in der Forst- imd Holzwirtschaft durch das Waldsterben und 
Aufwendungen für zusätzhche forstwirtschaftiiche Maßnahmen 
vor {z. B. durch verminderten Holzzuwachs, Verschlechterung 
der Holzquahtät, Neuaufforstungen, verstärkte SchädÜngsbe- 
kämpfung)? 

b) Welche mittelfristigen Auswirkungen haben die Waldschäden 
auf die Beschäftigungslage imd die wirtschaftiiche Lage der 
Betriebe in diesem Wirtschaftszweig? 

Zu a) 

Eine bundesweite gesicherte Aussage über die durch Waldschä- 
den verursachten Belastungen kann derzeit nicht erfolgen. 

Ausmaß und Umfang der Waldschäden sowie die dadurch verur- 
sachten Belastungen weisen sowohl regional und lokal als auch 
zwischen verschiedenen Baumarten und Altersklassen starke Dif- 
ferenzierungen auf. Repräsentative Forschungsergebnisse über 
das Zuwachsverhalten in Abhängigkeit vom Schädigimgsgrad 
der Bäume hegen noch nicht vor. Weiterhin fehlen aktuelle An- 
gaben über Holzvorrat imd Ertragsleistung des Waldes in der 
Bundesrepubhk Deutschland. 

Eine ganze Reihe von Forschungsvorhaben zur Quantifizierung 
der wirtschafthchen Verluste werden bearbeitet oder stehen vor 
dem Abschluß. Erste wesentiiche ertragskundUche Daten sind aus 
der Bundeswaldinventur, die bis 1989 dauern wird, zu erwarten. 

Zu den schon heute feststellbaren unmittelbaren Einbußen der 
Forstbetriebe zählen: 

— Mindererträge durch kleinere Verkaufsmengen, zerstreute 
Lagerung, Nutzimg nicht hiebsreifer Bäume und Bestände 
sowie durch einen Ausfall von Nebennutzungen, wie Weih- 
nachtsbäume, Zierreisig etc., 

— Mehraufwendungen durch zerstreuten Hiebsanfall, arbeitsin- 
tensivere Aufarbeitungs- und Bringungsverfahren, erhöhte 
Kultur-, Pflege-, Forstschutz-, Düngungs- und Verwaltungs- 
kosten. 

Zu den mittelbaren Auswirkungen der Waldschädigung rechnen: 

— Zuwachsrückgänge in Beständen durch vermindertes Wachs- 
tum geschädigter Bäume, 

— Produktionsausfälle durch Absenkung der Bestockimg (Auf- 
lichtung, Bestandeslücken), 

— Hiebsimreife Verluste durch Nichterreichen von Zieldurchmes- 
sem (Verkürzung der Umtriebszeit), 
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— Destabilisierungen der Bestände durch Beschädigung der 
Waldränder und durch Auflichtungen infolge der vorzeitigen 
Nutzung stark geschädigter Bäume, 

— Erhöhung der Disposition für sekundäre Schadereignisse, wie 
Borkenkäfer-, Pilzbefall usw. 

Aktuelle Schätzungen über Ertragsminderungen leiden unter der 
Schwierigkeit, daß gesicherte Ergebnisse über derzeitige und 
zukünftige Zuwachseinbußen noch nicht ausreichend zur Verfü- 
gung stehen. Darüber hinaus fehlen gesicherte Prognosewerte 
über die weitere Waldschadensentwicklung. Vereinzelte Schätz- 
ergebnisse vermitteln daher nur einen groben Anhaltspunkt für 
die wirtschafthche Entwicklung der Forstbetriebe in den nächsten 
Jahren. 

So schätzt z. B. die Landesforstverwaltung für den Gesamtwald 
Baden-Württembergs den Gesamtschaden auf durchschnittiich 
150 DM je Jahr und ha, wovon bereits heute 33 % (50 DM/ha) auf 
Mehraufwendungen und Mindererlöse zurückzuführen sind. Dies 
würde einen jährhchen Gesamtverlust von 200 Mio. DM bedeu- 
ten. Bei den Mindererträgen und Mehraufwendungen sind die 
erhöhten Kulturkosten, Forstschutzkosten, Düngungskosten und 
die Beseitigimg von Sekundärschäden berücksichtigt. 

Gestützt wird diese baden-württembergische Einschätzung auch 
durch neuere Ergebnisse aus Bayern. Eine von der Niedersächsi- 
schen Landesforstverwaltung für den Gesamtwald Niedersach- 
sens durchgeführte Schadensbewertung ergab für das Forstwirt- 
schaftsjahr 1984 eine Einbuße von 78 Mio. DM (81 DM/ha), wobei 
43 Mio. DM (45 DM/ha) direkt wirksam auf Mehraufwendungen 
imd Mindererlöse entfallen. 

Als Kosten für die auf Initiative des Bimdesministeriums für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten seit 1982 durchgeführten 
Erhebungen der Waldschäden sind hochgerechnet auf das Bun- 
desgebiet für zusätzliches Personal, Reisekosten, Sachkosten usw. 
real etwa 1,0 bis 1,5 Mio. DM je Erhebung zu veranschlagen. Zur 
Durchführung der Erhebungen wurde jedoch vorwiegend auf 
vorhandenes Personal zurückgegriffen; diesen Personaleinsatz 
eingerechnet, belaufen sich die kalkulatorischen Kosten der Er- 
hebungen auf etwa das Dreifache der vorgenannten Summe. 

Daneben werden seit Anfang 1983 erhebhche zusätzliche Mittel 
zur Erforschung der Waldschäden bereitgestellt. Insgesamt wer- 
den z. Z. im engeren Bereich der Ursachen- und Wirkungsfor- 
schung rd. 290 laufende Vorhaben mit einem Volumen von ca. 
117 Mio. DM von Bund, Ländern und der Deutschen Forschungs- 
gemeinschaft gefördert. 

Zusätzlich sind zahlreiche Bundes- und Landesforschungseinrich- 
tungen, Landesanstalten für Umweltschutz, Großforschungsein- 
richtungen und Hochschulen im Rahmen ihrer eigenen Haushalte 
und aus Mitteln der allgemeinen Forschungsfördenmg, z. B. durch 
die DFG, auf diesem Gebiet tätig. Eine Quantifizierung der dafür 
eingesetzten Mittel ist nicht exakt möglich, dürfte aber der Höhe 
nach den eingesetzten Projektmitteln vergleichbar sein. 
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Flankierend zu den Luftreinhaltemaßnahmen müssen auch die 
Möglichkeiten genutzt werden, durch forstliche Maßnahmen die 
Widerstandsfähigkeit der Waldbestände zu verbessern und den 
Schadensverlauf zu mildem. 

Die Bundesregienmg hat daher, zusammen mit den Ländern, 
1984 neue waldbauliche Maßnahmen im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstmktur und des Küsten- 
schutzes" in die forsüiche Förderang auf genommen. Dafür wur- 
den im Jahr 1984 20 Mio. DM an Bundesmitteln imd 13 Mio. DM 
an Ländermitteln zusätzlich zur Verfügung gestellt. Diese Förde- 
nmg, die dem Privatwald und den ländlichen Gebietskörperschaf- 
ten zukommt, wurde auch 1985 fortgesetzt. Gefördert werden in 
erster Lüne die Bestandesdüngung, von der man sich positive 
Wükungen vor allem auf nährstoffarmen Standorten mit jünge- 
ren, noch relativ gesunden Beständen erhofft, der Vor- bzw. 
Unterbau zur Ausnutzung des noch vorhandenen Bestandesschut- 
zes für die Verjüngung oder um weitergehenden Schäden in sich 
auflösenden Beständen entgegenzuwüken und die Wiederauffor- 
stung ausgefallener Bestände und Bestandesteüe mit standortge- 
rechten Baumarten. Von Bedeutung ist weiterhin die Jungbe- 
standspflege in den von Schäden betroffenen oder akut bedrohten 
Wäldern. Diese Maßnahme kann aufgrand ihrer stabilisierenden 
Wükung mehrmalig mit öffenüicher Förderung durchgeführt 
werden. 

Darüber hinaus existieren z. B. zur Borkenkäferbekämpfung 
eigene Länderförderangsprogramme. 


Auswirkungen auf das Preisniveau und die Beschäftigungslage 

Die durch Waldschäden verursachten Holznutzimgen betragen 
derzeit weniger als 5 % des Gesamtholzanfalles in der Bundesre- 
publik. Dadurch ist der deutsche Holzmarkt bisher nicht spürbar 
belastet worden, ln den letzten Jahren haben jedoch immer wie- 
der Kalamitäten herkömmlicher Art, wie z.B. im November 1984 
ein Sturmholzanfall von 10 Mio. Festmeter, für erhebliche Markt- 
stönmgen gesorgt. Auch in der nahen Zukunft werden erhebliche 
Störungen des Holzmarktes durch Zwangseinschläge infolge der 
Waldschäden nicht erwartet. 

Um die Reaktionsmöglichkeiten bei kalamitätsbedingten Markt- 
schwankungen zu verbessern, wurde inzwischen das Forstschä- 
den-Ausgleichsgesetz novelliert. 

Unter anderem wurden Kalamitäten durch neuartige Waldschä- 
den voll in das Gesetz einbezogen, die Richtmengen zur Anwen- 
dung des Gesetzes herabgesetzt imd das zulässige Maß der Ein- 
schlagsbeschränkung verschärft. 

ln der gegenwärtigen Phase der Waldschäden kann tendenziell 
davon ausgegangen werden, daß infolge erhöhter Zeitbedarfs- 
werte, insbesondere bei der Bestandesbegründung, beim Forst- 
schutz und bei der Holzemte, das Gesamtarbeitsvolumen ohne 
weitere Rationalisierungsmaßnahmen eher leicht steigen wird. 


Drucksache 10/6802 
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Holzwirtschah 

Der Holzwirtschaft dürften bisher keine fühlbaren Nachteüe oder 
Belastungen aus den neuartigen Waldschäden entstanden sein. 

Holz aus Waldschadensgebieten ist vollwertig und kann uneinge- 
schränkt verwendet werden. Bei immissionsgeschädigten Bäu- 
men kommt es zwar zur Ausbüdung schmalerer Jahresringe, also 
zu einer Abnahme des Holzzuwachses, der strukturelle Aufbau 
des Holzes, seine chemische Zusammensetzung imd die techni- 
schen Eigenschaften sind dadurch aber nicht so verändert, daß 
seine Verwendungsmöglichkeit eingeschränkt wäre. Wegen der 
geringen Splintholzbreite und der reduzierten Feuchtigkeit des 
Holzes in stark geschädigten Bäumen ist die Befürchtung ge- 
äußert worden, es könnten bei der Rohholzlagerung möghcher- 
weise schneller Sekundärschäden durch Verfärbimg und Holzab- 
bau durch Pilze eintreten. Bisher hegen dazu aber noch keine 
abgesicherten wissenschaftlichen Erkenntnisse vor. Die Förde- 
rung eines ModeUvorhabens zur werterhaltenden Lagerung ist 
durch den Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten vorbereitet. 

Ein Überangebot an Rohholz als Folge der Waldschäden gibt es 
bisher nicht und ist auch für die nahe Zukimft nicht zu befürchten. 
Damit gibt es auch noch keine negativen Auswirkungen auf die 
Rohholzpreise. 

Mittel- und langfristig könnte zunächst ein zusätzhcher Angebots- 
druck an Rohholz entstehen mit möglicherweise - aus der Sicht 
der Holzwirtschaft - zunächst sogar positiven Wirkungen (Preis- 
rückgang für Rohholz). Belastend, auch für Teüe der Holzwirt- 
schaft, könnten sich zunehmende Zwangsnutzungen allerdings 
insofern auswirken, als sich die Forstwirtschaft bei fortschreiten- 
den Waldschäden mit ihrem Einschlag nicht mehr in bisherigem 
Umfang am Bedarf orientieren kann. Es könnte dann zu einem 
Überangebot, insbesondere an Starkholz, das in erster Linie von 
den neuen Schäden betroffen ist, imd zu einer gewissen Verknap- 
pung an frischen, für die Zellstoff- und Papierindustrie geeigneten 
Dimensionen kommen. 


Zub) 

In der Bundesrepubük Deutschland gibt es derzeit über 460 000 
Waldbesitzer, von denen ein erheblicher Teil aus dem Wald einen 
wichtigen Einkommensbeitrag erzielt. Eine weitere Zunahme der 
Waldschäden würde nicht nur eine Existenzgefährdimg vieler 
Forstbetriebe bedeuten, sondern die ordnungsgemäße Bewirt- 
schaftung erhebhcher Waldflächen in Frage stellen. Die regionale 
Infrastruktur und die gesamte Landbewirtschaftung würden dort 
in Gefahr geraten, wo die Agrarproduktion in gemischten land- 
und forstwirtschafflichen Betrieben nur über die Erträge aus dem 
forstiichen Betriebsteil aufrechterhalten werden kann. Insbeson- 
dere die Höhenlandwirtschaft wäre von dieser Entwicklimg in 
besonderem Maße betroffen, da ihr Bereich weitgehend identisch 
mit den Hauptschadgebieten ist. 
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Einige Untersuchungen kommen zu dem Schluß, daß zahlreiche 
Forstbetriebe bereits heute die Verlustschwelle überschritten 
haben dürften, ohne daß dies in der forstlichen Buchführung, die 
den Wert der Waldbestände nicht büanziert, offensichtlich wird. 

Sofern der Holzmarkt stabü bleibt, können hohe Zwangsnutzun- 
gen in den betroffenen Betrieben vorübergehend zu „Mehrein- 
nahmen" führen. Diesen „Mehreinnahmen" steht ein Verlust an 
produzierender Substanz, vor allem in den älteren, werttragenden 
Beständen gegenüber, der in späteren Jahren zu überproportiona- 
len Einnahmeausfällen führt. Diese sind aus heutiger Sicht bereits 
als Vermögensverluste zu werten. 

Allgemeine Auswirkungen auf die betriebüche Flexibilität, die 
unternehmerische Risikobereitschaft und Motivation der Waldbe- 
sitzer sowie die Entwicklung des Verkehrswertes von Waldbe- 
ständen lassen sich auch prozentual nicht annähernd einschätzen. 


2. Landschaft 

Welche Schätzungen liegen über Verluste oder notwendige Aus- 
gleichsmaßnahmen aufgrund landschaftlicher Schäden vor, wie z. B. 
die Abschwächung der Schutzfunktion des Waldes, vor allem in 
Bergre0onen mit der Folge einer erhöhten Gefährdung von Siedlun- 
gen und Verkehrswegen durch Lawinen und Erosionsschäden? 


Der Bundesregierung hegt keine Zusammenstellung der land- 
schaftlichen Schäden vor, die zur Gefährdung von Siedlungen 
und Verkehrswegen durch Erdrutsche, Lawinen, Muren oder 
Sturzbäche geführt haben. Zu erwartende Schäden in den Berg- 
regionen lassen sich nicht im einzelnen Vorhersagen. 

Im übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung zu der 
Großen Anfrage der Abgeordneten Vahlberg, Schnüdt (München) 
u. a.: „ökologische und ökonomische Situation im deutschen 
Alpenraum" [Drucksache 10/3993 (neu)] verwiesen. 


3, Wasser 

Über welche Erkenntnisse verfügt die Bundesre0enmg hinsichtlich 
der Folgekosten durch die Beeinträchtigung des Wasserhaushaltes 
und der Wasserqualität, insbesondere durch 

— regionale Klimaveränderungen, 

— Auswirkungen auf die Verfügbarkeit von Trink- und Brauch- 
wasser, 

— vermehrte Hochwassergefahren infolge vemünderter Speicher- 
fähigkeit der Böden und 

— Rückgang des pflanzlichen und tierischen Lebens in Gewässern 
durch Versauenmg? 

Im Rahmen eines Forschungsvorhabens wurden u. a. die wasser- 
wirtschafthchen Wirkungen der durch Waldschäden bedingten 
Veränderungen der Höhe, zeitlichen Verteüung und Qualität des 
Abflusses bewaldeter Einzugsgebiete überprüft. In der Studie 
wird darauf hingewiesen, daß ~ abgesehen von extremen Hoch- 
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gebirgsstandorten ~ in der Bundesrepublik Deutschland keine 
wesentlichen Beeinträchtigungen der Grundwasserbildung zu 
erwarten seien. Bei zunehmenden Gesamtabflüssen sei eher mit 
einer Zimahme der Grundwassemeubildtmg zu rechnen. 

Als äußerst problematisch erweist sich die Abschätzimg der Fol- 
gen einer eventuellen Verschlechterung der Wasserqualität 
infolge des „Waldsterbens". Einzel- und Gemeindewasserversor- 
gungsanlagen in einigen Regionen Süddeutschlands (kristalline 
Gnmdgebirge in Bayern und im Schwarzwald) weisen schon seit 
einigen Jahren steigende Konzentrationen an Metallen, vor allem 
an Aluminium, auf, für die eine Erklärung die Metallmobilisierung 
infolge saurer Depositionen sein kann. Kostenkalkulationen für 
Maßnahmen zur Kompensation von Grenzwertüberschreitungen 
liegen bisher nicht vor, da weder die Anzahl der betroffenen 
Einwohner bekannt ist, noch allgemeine Aussagen über die mög- 
lichen Kompensationsmaßnahmen möglich sind. 

Die zu erwartende Erhöhimg der Gesamtabflüsse wird Auswir- 
kungen auf die Hochwasserabflüsse haben. Die daraus resultie- 
renden Investitionen für Hochwasserschutz werden nach einer 
Hochrechnimg auf 65 Mio. bis 104 Mio. DM im Jahr geschätzt. 

Daneben fördert der Bundesminister für Forschung und Technolo- 
gie Forschungsvorhaben, die die Reaktion der Ökosphäre auf den 
Schadstof feintrag aus der Luft und die Folgen für die Wasserquali- 
tät wissenschaftlich untersuchen und bewerten. 

Über den Rückgang des pflanzlichen und tierischen Lebens in 
Gewässern durch Versauerung liegen Untersuchimgen aus dem 
Bayerischen Landesamt für Wasserwirtschaft vor, die drastische 
Populationsverschiebungen bei Algen und Zooplankton, den 
wichtigen Anfangsgüedem der aquatischen Nahnmgskette im 
Laufe der vergangenen 2 bis 4 Jahrzehnte nach weisen. Diese 
lassen sich aufgrimd der pH-Präferenz bestimmter Organismen 
eindeutig dem fallenden pH-Wert infolge saurer Depositionen 
zuordnen. Säureertragende Arten haben die ursprünglich vorhan- 
denen säureempfindlichen Arten verdrängt. Folgekosten dieser 
Entwicklung sind bisher nicht quantifizierbar. 

Als z. Z. praktisch unmöglich erweist sich auch eine ökonomische 
Bewerttmg regionaler Klimaveränderungen und einer Verringe- 
rung der Artenvielfalt. 


4. Boden 

a) Welche Verluste sind in der landwirtschaftlichen Produktion 
durch die Einwirkung von Luftschadstoffen auf den Anbau von 
Nutzpflanzen einschließlich von Sonderkulturen wie Wein- und 
Obstbau festzustellen? 

b) Wie hoch ist der Verlust an landwirtschaftlicher Nutzfläche, die 
aufgnmd der Schadstoffbelastung nicht mehr für die Herstellung 
von Nahrungsmitteln geeignet ist? 

c) Welche Auswirkungen ergeben sich hieraus auf die Wirtschafts- 
kraft und Beschäftigungslage im ländlichen Raum? 
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Zu a) 

In der Nähe von Schadstoffemittenten sind lokal begrenzt Produk- 
tionsverluste durch Mindererträge, Nutzungsverbote oder Nut- 
zungsbeschränkungen zu beobachten. Diese werden in der Regel 
auf privatrechtiicher Basis entschädigt. 

Direkte Verluste in der landwirtschaftlichen Produktion durch 
Einwirkmig von Luftschadstoffen in größerer Entfemtmg von 
Emissionsquellen lassen sich nicht isohert nachweisen imd des- 
wegen auch nicht quantifizieren. Dies hegt vor allem daran, daß 
luftschadstoffbedingte Verluste durch andere Faktoren, wie 
Bewirtschaftungsmaßnahmen oder Witterung, überlagert werden. 
Neuere Forschungsergebnisse deuten aber durch die Wirkungen 
von SO 2 , Ozon imd PAN (Peroxyacetylnitrat) an Weizen, Gerste 
und Hopfen auf eine z.T. erhöhte Anfälhgkeit gegenüber püz- 
üchen Krankheiten hin. 

Darüber hinaus sind Verluste durch Mehraufwand, z. B. an Kalk- 
dünger zwecks Abpufferung von Säureeintrag gegeben; jedoch 
lassen sich auch dazu keine gesicherten Angaben machen. 

Zu dieser Frage hegen Angaben nur aus einzelnen Bundeslän- 
dern vor: 

Baden-Württemberg 

Untersuchimgsergebnisse, die Mindererträge durch Luftschad- 
stoffe bei landwirtschafthchen Nutzflächen in größerem Umfange 
nachweisen, hegen nicht vor. In einigen Gebieten mußten Anbau- 
empfehlimgen ausgesprochen werden, weh der Boden von Immis- 
sionen stärker mit Cadmium, Thalhum oder Blei belastet war. Es 
handelt sich dabei hauptsächhch rnn Haus- und Kleingärten im 
Bereich von zwei Zementwerken sowie eine Aufbereitungsanlage 
für Metahe imd einen Farbhersteher. Im letzteren Fah sind von 
der Bodenkontamination mit Cadmium 18 ha Weinberge und 
8,5 ha Obstanlagen betroffen. Die Cadmiumwerte lagen in diesem 
Fah bei 3 bis 5 ppm. 

Hamburg 

In einem engbegrenzten Gebiet entstanden durch HCH(Hexa- 
chlorcyclohexanj-Isomere bei der HCH-Produktion in den Jahren 
1979 bis 1983 Verluste im Gartenbau (Gemüse) durch Überschrei- 
timg der Grenzwerte der Höchstmengenverordnung. Diese Ver- 
luste wiirden durch Entschädigungszahlungen ausgeghchen. 

Durch Veränderung der Produktion von HCH (geschlossenes Ver- 
fahren) nahmen die Vermarktungsangebote deuthch ab. Sie san- 
ken gradlinig von 1979 = 42 % auf 1983 = 13 % der gesamten 
Probenzahl. Die Stihegung der Produktionsstätte Mitte 1984 
führte zur Beendigung der Zufuhr neuer Belastungen. 

Nordrhein-Westfalen 

Schäden treten in Einzelfällen, z. B. durch Fluoremissionen 
(Aluminiumhütten, Ziegeleien) sowie durch die Abwehimg von 
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Schwermetallen beim Einsatz von Sandstrahlgebläsen auf. 
Bekannt ist die aus zahlreichen Deponien erfolgte Freisetzung von 
Deponiegas, das im Umfeld der Anlage zu eindeutig erkennbaren 
Schadsymptomen führt. Im Nahbereich der Autobahnen und son- 
stiger Straßen ist die verstärkte Ablagerung von Blei und Cad- 
mium nachgewiesen. In Einzelfällen treten übermäßige Belastun- 
gen durch Chlorgas und Ammoniak an Kulturpflanzen auf. Im 
Gebiet des Rheinlandes sind besonders ausgewiesen die hohen 
Bleigehalte im Raum der Bleisandhalden von Mechernich (2,8 km^ 
mit Gehalten von mehr als 10 g/kg Boden). Eine eindeutige 
Differenzierung zwischen luft- und bodenbürtiger Belastung ist 
aufgrund der geologisch dort vorkommenden Schwermetalle im 
allgemeinen nicht möghch. In den Gebieten Stolberg und 
Mechernich ist mit Abwehungen von den zum Teü noch nicht 
abgedeckten Halden zu rechnen. 

Als Problem des rheinischen Braunkohlentagebaus sind die in 
Abhängigkeit von ausgeprägten Wetterlagen auftretenden Staub- 
emissionen (Braunkohlenstaub), die erhebliche Belastungen land- 
wirtschaftlicher Kulturen - auch Gemüse - bewirken, aufzu- 
führen. 

Flächendeckend dürften Schwefeldioxid, Stickstoffoxide und 
Photooxidantien aus Kraftwerken, häuslichen Verbrennungsein- 
richtungen und dem Kraftverkehr als größtes Problem zu beurtei- 
len sein. 

Exakte Zahlen über Art imd Höhe der Verluste hegen nicht vor. 


Rheinland-Pfalz 

Im Umfeld einer Akkumulatorenfabrik ist der Bleigehalt auf über 
500 mg/kg Boden angestiegen. Nach etwa 500 m sinkt der Wert 
schneU auf unter 100 mg/kg Boden ab. Die beeinträchtigte Fläche 
von ca. 80 ha wird zu etwa 70 % als Grünland und zu etwa 30 % 
als Acker genutzt. 

Im Umfeld einer anderen Akkumulatorenfabrik beträgt der 
Gehalt an Blei über 1500 mg/kg Boden. Die betroffene Fläche 
beträgt etwa 100 ha. Das ehemals mit Reben bestockte Gelände 
wurde aufgegeben. Der erzeugte Wein wurde seinerzeit 
beschlagnahmt. 

Im Umkreis einer Aluminiumhütte führen auf einer Fläche von 
40 ha Fluorbelastungen zu Ertragsverlusten bis zu 60 %. 

Schleswig-Holstein 

Im Emissionsbereich einer Anlage zm Herstellung von Phosphat- 
düngem sind auf einer Fläche von 150 ha (davon etwa 50 ha 
hochbelastet) erhöhte Bodenwerte an Cadmium festgesteUt 
worden. 

Auf 1,5 ha hochbelasteter Flächen wurde ein Bodenaustausch 
vorgenommen. Für weitere ca. 7 ha wurden Bewirtschaftungs- 
und Nutzungsempfehlungen ausgesprochen. Ertragsdepressio- 
nen konnten nicht festgestellt werden. Weitere Schadstoffemissio- 
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nen finden nicht mehr statt, da das Werk 1981 die Produktion 
eingestellt hat. 

Zu b) und c) 

Flächendeckende Erhebungen zu dieser Frage hegen nicht vor. 
Die Frage nach dem Verlust landwirtschafthcher Nutzfläche 
durch Luftschadstoffe und durch luftgetragene Schadstoffe kann 
deshalb nicht abschheßend beantwortet werden. 

Nach den vorhegenden Informationen haben Ltiftschadstoffe 
jedoch bisher nur in AusnahmefäUen und in engbegrenztem 
Umfang in unmittelbarer Nähe von Emissionsquellen zu so star- 
ken Bodenkontaminationen geführt, daß landwirtschafthche 
Nutzflächen aus der Nahrungsmittelproduktion genommen wer- 
den mußten. 

Nach derzeitigem Erkenntnisstand hegen daher keine Anhalts- 
punkte dafür vor, daß es hierdurch bislang zu nennenswerten 
Auswirkungen auf die Wirtschaftskraft und Beschäftigungslage 
im ländhchen Raum gekommen ist. 

Im übrigen wird zur Beantwortung der Gesamtfrage II 4. auch auf 
die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage des 
Abgeordneten Werner (Dierstorf) und der Fraktion DIE GRÜNEN 
„Immissionsbedingte Schadstoffbelastungen landwirtschafthcher 
Nutzflächen" (Drucksache 10/4616) hingewiesen. 


5. Tourismus und Fremdenverkehr 

Welche Informationen hegen der Bundesregierung über die Beein- 
trächtigung von Tourismus und Fremdenverkehr durch eine Ver- 
schlechterung der Luftqualität und die Beeinträchtigimg des Land- 
schaftsbildes vor? Welche Auswirkungen hat dies auf die Wirtschaft 
und Beschäftigungslage in den Gebieten, die vom Waldsterben 
besonders betroffen sind? 


Der Bundesregierung hegen keine Erkenntnisse über die Beein- 
trächtigung des Fremdenverkehrs in bestimmten Gebieten durch 
eine Verschlechterung der Luftquahtät und die Beeinträchtigung 
des Landschaftsbildes vor. Die deutschen Fremdenverkehrsge- 
biete berichten durchgängig über eine 1985 wieder angestiegene 
Nachfrage. 


6, Bauwerke und Kulturdenkmäler 

Welche Erkenntnisse hegen der Bundesregiening über die Einbußen 
durch Schäden, wie die Korrosion und Verwitterung von Gebäuden, 
der bauhchen Infrastruktur und von Kulturdenkmälern, durch die 
Luftverschmutzung vor? 


Die Einwirkungen der Luftverschmutzung auf Bauten und Kunst- 
werke können nicht zuverlässig von der natürhchen Verwitterung 
und Abnutzung sowie von anderen Schadensursachen (Planungs- 
und Bauausführungsmängel, Materialfehler, ungenügende War- 
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tung und Instandhaltung) abgegrenzt werden. Aber zweifellos 
wird dadurch der Ablauf des Verwitterungs- und Abnutzungspro- 
zesses beeinflußt \ind häufig verstärkt. 

Zum Schadensumfang liegen bisher nur grobe Schätzungen vor 
(vgl. Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage des 
Abgeordneten Sauermilch und der Fraktion DIE GRÜNEN „Zivili- 
sationsbedingte Schäden an Gebäuden, Kulturdenkmälern und 
Ingenieurbauwerken", Drucksache 10/2613), 

Im einzelnen zeigen sich bei den in der Frage angesprochenen 
Bereichen unterschiedhche Auswirkungen der Luftverschmut- 
zung. 

Bei der baulichen Infrastruktur (insbesondere Verkehrsbauten) 
geht die Bundesregierung davon aus, daß der Einfluß der Luftver- 
schmutzung geringer als in den anderen Bereichen ist. Hierbei 
wirken verbesserte Schutzmaßnahmen mit, die auch im Hinbhck 
auf andere Beanspruchungen nützhch sind. 

Bei den Gebäuden (Hochbauten) sind stärkere Einflüsse festzu- 
stellen. Sie lassen sich durch Wahl widerstandsfähiger Baustoffe, 
durch geeignete Konstruktionen und durch spezielle Schutzmaß- 
nahmen verringern. 

Besonders schwerwiegend sind die Probleme bei kulturhistorisch 
wertvollen Bauten, weil hier mit fortschreitender Zerstörung 
unwiederbringhche Werte verlorengehen können und die bisher 
entwickelten Konservierungs- und Sanierungsverfahren noch 
nicht befriedigend sind. 

Bei Denkmalschutz, Wohnungsbau und Bauforschung handelt es 
sich um Aufgaben, die teils in die Zuständigkeit der Länder und 
Gemeinden imd teilweise in die Zuständigkeit des Bundes fallen. 
Die Bimdesregierung leistet im Rahmen ihrer verfassungsrechtli- 
chen Möghchkeiten wirksame Hilfe. So werden im Rahmen der 
Umweltschutzforschung der Bundesregierung bereits seit Jahren 
die Wirkungen von Luftverunreinigungen auf Materiahen unter- 
sucht. Die Bundesregierung führt darüber hinaus in enger 
Abstimmung mit dem Deutschen Nationalkomitee für Denkmal- 
schutz ein Forschungsprogramm durch. Hiermit sollen der Ist- 
Zustand analysiert, der Ablauf des Schadensprozesses durch 
quantitative Beschreibung und Beurteilung des Materialzustan- 
des geklärt und Konservierungsmethoden entwickelt werden. 


7. Gesundheitliche Schäden 

a) Über welche Informationen verfügt die Bundesregienmg hin- 
sichthch der Auswirkungen der Luftverschmutzung auf die 
menschhche Gesundheit, insbesondere unter Betrachtung von 

— Atemwegserkrankungen einschÜeßUch Pseudokrupp, 

— plötzUcher Kindstod (SIDS), 

— Entwicklungsstörungen bei Kindern, 

— Herz-Kreislauf-Erkrankungen, 

— Veränderungen im Blutbild, 

— Nieren- und Leberschäden sowie 
— Aller0en? 
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b) In welchem Ausmaß erhöhen die durch die Luftverschmutzung 
bedingten oder erheblich mitverursachten Erkrankungen die 
Gesundheitskosten in der Bundesrepublik Deutschland? Wie wir- 
ken sie sich auf die Wirtschaftskraft und Arbeits- und Erwerbs- 
fähigkeit aus? 


Zu a) 

Luftverunreinigungen betreffen die Außenluft und den Innen- 
raum. Der Innenraum wird dabei - im Gegensatz zu früher - 
zunehmend stärker in die Betrachtungen einbezogen. Durch 
Maßnahmen zur Energieeinsparung sowie zum Schallschutz und 
dem damit verbundenen verminderten Luftaustausch hat sich die 
Bedeutung von Schadstoffquellen in Innenrämnen erhöht, wie sie 
z. B. Rauchen (inklusive Passivrauchen), Verbrennung von Gas 
zum Kochen und Heizen, Haushaltschemikaüen aller Art und die 
ionisierende Strahlung des Radon aus den Baustoffen und dem 
Untergnmd darstellen. Diese Veränderungen haben mit dazu 
beigetragen, daß der Innenraum als möghche Kontaminations- 
quelle überhaupt bewußt wahrgenommen wurde. In diesem 
Bereich hegt der Schwerpunkt möghcher Lösungen im persön- 
hchen Entscheidungsbereich der Haushalte. 

Die Probleme der Außenluftverunreinigimg sind weitgehend 
bekannt. Die erforderhchen Maßnahmen ziu: Immissionsbegren- 
zung hat die Bundesregierung eingeleitet und bereits größtenteüs 
umgesetzt. Im Vordergrund stehen dabei die Großfeuerungsan- 
lagen- Verordnung, die Novelle der Technischen Anleitung zur 
Reinhaltung der Luft und die Einführung des schadstoffarmen 
Autos. 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie hat das 
Verbundforschungsprogramm „Auswirkungen von Automobilab- 
gasen auf die Gesundheit und Umwelt" initiiert; weitere For- 
schungsaktivitäten auf dem Gebiet der „Indoor-poUution-Proble- 
matik" sowie zum Thema „Allergieforschung" sind in Vorberei- 
tung. 

Atemwegserkrankungen einschließlich Pseudokrupp 

Gesicherte Erkenntnisse über den Anteil der Luftverunreinigun- 
gen an der Verursachung bestimmter, insbesondere kindücher 
Atemwegserkrankungen, wie der einfachen und der obstruktiven 
Bronchitis sowie banaler Infekte der oberen Atemwege, hegen 
nicht vor. Eine Zunahme dieser Krankheiten diuch Luftverunrei- 
nigungen wird von einigen Autoren vermutet. Die Bedeutung der 
Innenraumluftbelastungen bei der Verursachung oder Verstär- 
kung von Atemwegserkrankungen wurde bislang kaum in die 
Untersuchungen einbezogen. 

SpezieUe Schwierigkeiten ergeben sich bei Aussagen über Ent- 
wicklungstendenzen bei Pseudokrupp, da es sich hier nicht um 
eine Krankheitseinheit, sondern um mehrere multifaktorieU verur- 
sachte Krankheitsbilder handelt, die ganz überwiegend durch 
Viren, aber auch durch Bakterien hervorgerufen werden. Obwohl 
von der Definition her zunächst eine klare Unterscheidung von 
Pseudokrupp und obstruktiver Bronchitis vorhegt, ergeben sich in 
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der Praxis doch Parallelen, die die Grenzen zwischen beiden 
Krankheiten oftmals verwischen. Dies kann mögücherweise zu 
den bislang sich noch widersprechenden Ergebnissen über Häu- 
figkeiten und deren Zusammenhang mit Luftverunreinigungen 
beigetragen haben. Bei Gebietsvergleichen, die die Luftqualität 
und die Häufigkeit von Pseudokrupp und/oder obstruktiver Bron- 
chitis einbeziehen, ergeben sich allerdings Anhaltspunkte für ein 
vermehrtes Auftreten dieser Erkrankungen in stärker belasteten 
Gebieten. Abschheßende Aussagen hierzu sind gegenwärtig nicht 
möghch, da die einzelnen Untersuchungen zum Teü zu wider- 
sprüchhchen Ergebnissen führen. 

Für den stationär-khnischen Bereich ist eine Zunahme bei Pseu- 
dokrupp in den letzten zehn Jahren nicht belegt. 

Inzwischen sind in fast allen Bundesländern Pseudokrupp -Stu- 
dien konzipiert und größtenteüs begonnen worden. Sie werden 
über das Medizinische Institut für Umwelthygiene an der Univer- 
sität Düsseldorf erfaßt und weitgehend über gleichlautende 
Fragebogen aufeinander abgestimmt, so daß die Ergebnisse in 
den verschiedenen Regionen miteinander verglichen werden 
können. In einem Teü der Untersuchungen wird versucht, auch 
die Bedeutung der Innenraumbelastung auf den Krankheitsver- 
lauf zu erfassen. 

In diesem Zusammenhang wird auch auf die Antwort der Bundes- 
regierung auf die Große Anfrage der Abgeordneten Frau 
Schoppe, Dr. Ehmke (Ettlingen) und der Fraktion DIE GRÜNEN 
(Drucksache 10/2107) „Kranke Umwelt - kranke Kinder ~ 
Gesundheitsgefährdung durch Umwelt -, speziell Luftverschmut- 
zung" hingewiesen. 

Plötzlicher Kindstod (SIDS) 

Mögüche Beziehungen zwischen Luftverunreinigungen und SIDS 
werden zwar immer wieder diskutiert, überzeugende Ergebnisse 
sind bisher aber in der Fachliteratur nicht dargelegt worden. 
Diese Einschätzung wurde von der WHO- Arbeitsgruppe „Acid 
Rainfall in Relation to Human Health" im Juh 1984 geteüt. Noch 
mehr als bei Pseudokrupp muß bei SIDS berücksichtigt werden, 
daß hier ein multifaktorielles Geschehen vorhegt, bei dem wahr- 
scheinhch psychosoziale Zusammenhänge, vor aUem aber die 
mangelnde Ausreifung des Atemzentrums eine beträchthche 
RoUe spielen. 

Entwicklungsstörungen bei Kindern 

Über Auswirkungen von Schwermetall-Belastungen infolge Luft- 
verunreinigungen hegen aus jüngerer Zeit Untersuchungen vor, 
die sich auf Blei-Wirkungen bei Kindern beziehen. In Zusammen- 
arbeit mit dem Medizinischen Institut für Umwelthygiene (MIU) 
an der Universität Düsseldorf hat das Institut für Wasser-, Boden- 
und Lufthygiene des BGA die Nordenham-Studie fortgesetzt. Eine 
bleibedingte Intelhgenzminderung, wie sie u. a. von Needleman 
et al. bei massiver Blei-Exposition beschrieben wurde, konnten 
diese Untersuchungen nicht bestätigen. Dagegen ergaben sich 
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Hinweise auf Veränderungen des Reaktionsverhaltens und der 
Wahrnehmungsorganisation (Winneke et al., 1984), deren Bedeu- 
tung durch Nachimtersuchungen noch abgeklärt bzw. gesichert 
werden muß. Bei diesen Kindern ist eine Verminderung der schu- 
hschen Leistimgen gegenüber anderen Kindern nicht beobachtet 
worden. Entwicklungsstörungen, die als mögliche Blei-Wirkun- 
gen interpretiert werden könnten, wurden ebenfalls nicht festge- 
stellt. 

Herz- und Kreislauferkrankungen 

Aus der Epidemiologie sind aus den früheren Smog-Episoden in 
London und aus anderen Episoden sehr hoher Luftverschmutzung 
Zusammenhänge zwischen der Luftverschmutzung und der Mor- 
tahtät an Herz-Kreislauf-Erkrankungen und vor allem Lungener- 
krankungen bekannt. Hierbei handelt es sich im wesentlichen um 
die Vorverlegimg des Todeszeitpunktes um wenige Tage bei 
bereits Moribimden. Untersuchungen aus der jüngeren Zeit (Bor- 
ges und Prescher; Jahn und Palamidis) beschreiben einen Zusam- 
menhang zwischen einer Mortaütätserhöhung und besonderen 
Wetterlagen (Smog-Episoden), wobei der Faktor Luftverunreini- 
gung aber nicht einheitlich als auslösende Ursache für den vorzei- 
tigen Tod angesehen wird. Ähnliche Beobachtungen hegen 
jedoch auch für extreme Temperaturverhältnisse in Sommermo-r 
naten ohne entsprechende Erhöhungen der Luftschadstoffwerte 
vor. 

Veränderungen im Blutbild 

Die Untersuchrmgen von Anwohnern einer EmissionsqueUe in 
Berlin durch das Institut für Wasser-, Boden- und Lufthygiene des 
Bundesgesundheitsamtes, die sich - beginnend 1979 - über meh- 
rere Jahre erstreckten, ergaben zwar massive Bleikontaminatio- 
nen des Bodens und hohe Bleiwerte im Staubniederschlag; aber 
nur bei der Untersuchung 1979 wurden bei zwei Kindern Blutblei- 
werte gemessen, die dem von der Weltgesimdheitsorganisation 
festgelegten Grenzwert nahekamen; die Werte bei späteren 
Untersuchungen lagen deuthch darunter. Eine Gesundheitsschä- 
digung der Anwohner konnte nicht nachgewiesen werden; auch 
im Blutbild fanden sich keine Auffälligkeiten, obwohl bei solchen 
Bodenkontaminationen eine potentielle gesundheitiiche Gefähr- 
dung bejaht werden muß. Bei diesen Ergebnissen muß angenom- 
men werden, daß Erfolge lokaler Maßnahmen (Änderung der 
Luftfilteranlage) mit einem überall beobachtbaren Trend zu 
geringeren Blutbleiwerten seit 1976 als Folge der Benzinbleiver- 
minderung durch das Benzinbleigesetz zusammengewirkt haben. 

Von anderen Luftverunreinigungen, die Blutbüdveränderungen 
hervorrufen können, wäre unter Arbeitsplatzbedingungen noch 
Benzol zu nennen. Bei umweltrelevanten Konzentrationen sind 

hier keine solchen Veränderungen bekannt. 

/ 

Nieren- und Leberschäden 

Zum Schwermetall Cadmium liegt eine neuere Untersuchung aus 
dem MIU Düsseldorf vor (Ewers et al.). Darin wird gezeigt, daß in 
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unterschiedlich belasteten Regionen wie Stolberg, Duisburg und 
Düsseldorf zwar unterschiedüch hohe Werte von Cadmium in Blut 
und Urin gefunden werden, Cadmium- Wirkungen im Sinne einer 
Nierenschädigung mit Erhöhung spezifischer Eiweißkörper im 
Urin oder eines Blutdruck-Anstieges bei den untersuchten Pro- 
bandinnen (65- und 66jährige Frauen) jedoch nicht nachgewiesen 
werden konnten. Arbeiten von Lauwerys, in denen solche Wir- 
kungen beschrieben wurden, befaßten sich nüt Probanden mit 
höherer und längerer Cadmium-Exposition. Eine Wirkungs- 
schwelle für die Auslösung von Nieren-Erkranktmgen durch Cad- 
mium könnte eine mögüche Erklärung dieser unterschiedlichen 
Befunde sein. Dabei ist zu berücksichtigen, daß die wesentliche 
Cadmium-Belastung der Bevölkerung heute eindeutig auf das 
Zigarettenrauchen zurückzuführen ist. 

Stoffe, die zu Leberschäden führen können, sind u. a. aus der 
Arbeitsmedizin sowie aus dem Bereich von Genuß- und Arznei- 
mitteln bekannt. Hier sind z. B, organische Lösemittel und Alkohol 
zu nennen. Vor diesem Hintergrund sind evtl, zusätzliche Schä- 
den durch Schadstoffe aus der Luft nur sehr schwer nachzuwei- 
sen. In der Arbeitsmedizin ist ein Zusammenhang zwischen Unfäl- 
len mit hohen Dioxinfreisetzungen und der Entwicklung von 
Leberschäden durchaus bekannt. Ob die in der Umwelt beobach- 
teten, an der Nachweisgrenze liegenden Konzentrationen von 
Dioxinen Ursache für entsprechende Schäden in der Allgemein- 
bevölkerung sein können, ist z. Z. völlig offen und hypothetisch. 

Allergien 

Die Entwicklung von Allergien im Zusammenhang nüt Luftverun- 
reinigungen ist in der Vergangenheit häufiger diskutiert worden. 
Gegenwärtig ist weder zu bestätigen noch auszuschließen, daß 
Allergien der Atmungsorgane in der Bevölkerung zugenomen 
haben. Insbesondere was den Innenraum mit seinen zahlreichen 
Belastungsmögüchkeiten durch anthropogene Schadstoffe 
angeht, liegt hier ein Problem, dem durch umfassende For- 
schungsvorhaben nachgegangen wird. Es besteht kein Zweifel 
darin, daß Hautallergien i. S. von Kontaktekzemen insbesondere 
bei entsprechend belasteten Berufsgruppen in den vergangenen 
Jahren häufiger diagnostiziert wurden. Nach einer kürzüch 
erschienenen Arbeit von Weber (1985) sind hierfür aber nur weni- 
ger bekannte Allergene verantwortlich zu machen. 

Zu b) 

Über die Kosten im Gesundheitswesen, die durch Wirkungen von 
Luftverunreinigungen auf die menschliche Gesundheit hervorge- 
rufen werden, lassen sich nach dem derzeitigen Kenntnisstand 
keine verläßhchen Angaben machen. Die Abgrenzung von 
Kosten, die allein oder im Zusammenwirken mit anderen Ur- 
sachen durch Luftverunreinigungen im Gesundheitswesen ent- 
stehen, ist überdies auch methodisch sehr schwierig. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß durch Luftverschmut- 
zung bedingte oder nütverursachte Erkrankungen die Arbeits- 
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und Erwerbsfähigkeit nachteilig beeinflussen können. Quanti- 
tative Aussagen sind nach dem derzeitigen Kenntnisstand aller- 
dings nicht möghch. Die Statistiken der Träger der gesetzhchen 
Rentenversicherung enthalten zwar Angaben darüber, in wel- 
chem Umfang die Bewilhgung von Renten wegen vorzeitiger 
Minderung der Erwerbsfähigkeit auf - hier in erster Linie in 
Betracht kommende - Erkrankungen der Atemorgane und des 
Stoffwechsels zurückzuführen sind. Diese Statistiken geben aber 
keinen Aufschluß darüber, in welchem Umfang diese Erkrankun- 
gen durch Luftverschmutzung verursacht worden sind. Das glei- 
che gilt, soweit Träger der gesetzhchen Rentenversicherung 
wegen dieser Erkrankungen Rehabihtationsmaßnahmen durch- 
führen. 

Darüber hinaus hegen aus der amthchen Statistik keine Angaben 
über die Auswirkungen derartiger Krankheiten auf die Gesund- 
heitskosten, die Wirtschaftskraft sowie die Arbeits- und Erwerbs- 
fähigkeit vor. 

In einem Forschungsvorhaben „ökonomische Bewertung von 
Gesundheitsschäden" im Rahmen des Umweltforschungsplanes 
des Bundesministers für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit wird gegenwärtig untersucht, ob sich konkrete Krankheits- 
fälle, deren Diagnose mit Luftverschmutzung in Zusammenhang 
gebracht werden kann, mit verschiedenen Luftquahtäten korrehe- 
ren lassen. 

Die der Luftverschmutzung anrechenbaren Krankheitskosten sol- 
len anhand von Arbeitsausfallkosten, Medikation etc. geschätzt 
werden. 





Druck: Then6e Druck KG, 5300 Bonn, Telefon 23 19 6> 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger. Postfach 20 08 21, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0722-8333 



